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Was aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur 5-Prozent-Klausel bei 
Europawahlen folgt 
Von Univ.-Prof. Dr. Hans Herbert von Arnim, Speyer* 
Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur 5-Prozent-
Klausel bei Europawahlen setzt die strenge Kontrolle von 
Wahl- und Parteienfinanzierungsgesetzen durch den 
Zweiten Senat fort. Aus den Gründen dieser Entschei-
dung lassen sich Hinweise für die Beurteilung des neuen 
Bundestagswahlgesetzes entnehmen. Zusätzlich gibt das 
Urteil Fingen:eige für die rechtliche Einschätzung der 
"Parteien im Parlament", die aufgrund ihrer allzu groß-
zügigen, selbst bewilligten Staatsfinanzierung immer 
mehr Parteiaufgahen übernehmen. 
I. Wende der Rechtsprechung 
Das mit 5:3-Mehrheit ergangene Urteil des Zweiten Se-
nats des Bundesverfassungsgerichts vom 9. November 
2011 hat die 5-Prozent-Klausel bei deutschen Europa-
wahlen für verfassungswidrig und nichtig erklärt. I Die 
Entscheidung eröffnet in Zukunft auch kleineren Parteien 
den Zugang zum Europäischen Parlament. Das Gericht 
setzt damit den Weg fort, den es - zusammen mit den Lan-
desverfassungsgerichten ~ - 2008 begonnen hat, als es die 
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1, und zusammenfassend BremStGH in seinem Urt. v. 
Die Öffentliche Verwaltung - März 2012 - Helt 6 
5-Prozent-Klausel bei Kommunalwahlen in Schleswig-
Holstein für verfassungswidrig erklärte. 3 Wie es Aufgabt 
des Kartellamts ist, den wirtschaftlichen Wettbewerb le-
bendig zu halten und Kartelle zu verhindern, so haben 
diese Aufgabe im politischen Bereich jetzt die Verfas-
sungsgerichte übernommen. 
Bisher fielen bei deutschen Europawahlen zahlreiche 
Stimmen nicht nur unter den Tisch - 2009 waren es 
2,8 Millionen -, nein, sie kamen auch noch denen zugute, 
die den Sprung ins Parlament geschafft hatten, also 
Parteien und Kandidaten, die die betreffenden Bürger gar 
nicht gewählt hatten. Wie der Senat festgestellt hat, ge-
schah dies ohne triftigen Grund. Die Gleichheit des Wahl-
rechts und die Chancengleichheit der Parteien gehören zu 
den zentralen Bestandteilen des Demokratieprinzips, die 
nicht ohne triftigen Grund eingeschränkt werden dürfen, 
und einen solchen sah der Senat nicht. 
Noch wichtiger als das Ergebnis des Urteils ist seine Be-
gründung. Denn sie markiert - zusammen mit den ande-
ren genannten Urteilen - eine Zäsur. Dass das Gericht 
nunmehr sehr viel schärfer kontrolliert als früher, sieht 
man auch daran, dass es 1979 der 5-Prozent-Klausel bei 
Europawahlen noch den verfassungsrechtlichen Segen er-
teilt hatte. 4 
Die überstimmten Richter Udo di Fabio und Rudol! Met-
linghoff bringen das Wesentliche in ihrem Sondervotum 
auf den Punkt, indem sie sich dagegen wenden, "hier 
wollten etablierte Parteien, in einem Kartell organisiert, 
die Konkurrenz femhalten." 5 Die Existenz eines Kartells, 
das mittels der Sperrklausei eine Barriere gegen Außen-
seiter errichtet, ist in der Tat der Kern des Urteils, was 
auch in der Formulierung der Mehrheit zum Ausdruck 
kommt: 
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